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Text 

III. Rücktritt von der Verfolgung nach gemeinnützigen Leistungen 

§ 90d. (1) Unter den Voraussetzungen des § 90a kann der Staatsanwalt von der Verfolgung einer 
strafbaren Handlung vorläufig zurücktreten, wenn sich der Verdächtige ausdrücklich bereit erklärt hat, 
innerhalb einer zu bestimmenden Frist von höchstens sechs Monaten unentgeltlich gemeinnützige 
Leistungen zu erbringen. 

(2) Gemeinnützige Leistungen sollen die Bereitschaft des Verdächtigen zum Ausdruck bringen, für 
die Tat einzustehen. Sie sind in der Freizeit bei einer geeigneten Einrichtung zu erbringen, mit der das 
Einvernehmen herzustellen ist. 

(3) Soweit dies möglich und zweckmäßig ist, ist der Rücktritt von der Verfolgung nach 
gemeinnützigen Leistungen überdies davon abhängig zu machen, daß der Verdächtige binnen einer zu 
bestimmenden Frist von höchstens sechs Monaten aus der Tat entstandenen Schaden gutmacht oder sonst 
zum Ausgleich der Folgen der Tat beiträgt und dies unverzüglich nachweist. 

(4) Der Staatsanwalt hat dem Verdächtigen mitzuteilen, daß die Durchführung eines Strafverfahrens 
gegen ihn wegen einer bestimmten strafbaren Handlung beabsichtigt sei, aber vorläufig unterbleiben 
werde, wenn er sich bereit erklärt, binnen bestimmter Frist gemeinnützige Leistungen in nach Art und 
Ausmaß bestimmter Weise zu erbringen und einen Kostenbeitrag (§ 388) sowie gegebenenfalls 
Tatfolgenausgleich zu leisten. Der Staatsanwalt hat den Verdächtigen dabei im Sinne des § 90j zu 
belehren; er kann auch eine in der Sozialarbeit erfahrene Person um diese Mitteilung und Belehrung 
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sowie darum ersuchen, die gemeinnützigen Leistungen zu vermitteln (§ 29b des 
Bewährungshilfegesetzes). Die Einrichtung (Abs. 2) hat dem Verdächtigen oder dem Sozialarbeiter eine 
Bestätigung über die erbrachten Leistungen auszustellen, die unverzüglich vorzulegen ist. 

(5) Nach Erbringung der gemeinnützigen Leistungen und allfälligem Tatfolgenausgleich hat der 
Staatsanwalt von der Verfolgung endgültig zurückzutreten, sofern das Verfahren nicht gemäß § 90h 
nachträglich einzuleiten oder fortzusetzen ist. 
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